
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsche Umwelthilfe e.V. | Hackescher Markt 4 | 10178 Berlin BUNDESGESCHÄFTSSTELLE  
BERLIN  

Hackescher Markt 4  
Eingang: Neue Promenade 3  
10178 Berl in  

 
Judith Grünert  
Tel.  +49 30 2400867-93 
Fax  +49 302400867-19 
gruenert@duh.de 
www.duh.de 

 

 

Deutsche Umwelthilfe e.V. | Bundesgeschäftsführung: Jürgen Resch, Sascha Müller-Kraenner, Barbara Metz 
Vorstand: Prof. Dr. Margit Mönnecke, Michael Rothkegel, Carl-Wilhelm Bodenstein-Dresler | VR: Hannover Nr. 202112 
Geschäftskonto: Volksbank Bodensee-Oberschwaben eG, IBAN: DE59 6519 1500 0452 7250 03, BIC: GENODES1TET 
Spendenkonto: SozialBank Köln, IBAN: DE45 3702 0500 0008 1900 02, BIC: BFSWDE33XXX  

Die Deutsche Umwelthilfe e.V. ist  
als gemeinnützig anerkannt. Das  
DZI Spenden-Siegel ist das Gütesiegel  
für seriöse Spendenorganisationen. 

 

06. Mai 2026 
 

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum Entwurf vom 27.04.2026 Stellung zu nehmen und sen-
den Ihnen hiermit unsere Anmerkungen zu. 
   

1. Vorbemerkung  
Eine umfassende Bewertung der vorgeschlagenen Novellierung des WPG ist nur in Zusammenschau 
mit den Anpassungen am GEG möglich. Leider kam der Entwurf für das geplante GModG erst einige 
Tage nach dem WPG in die Verbändekonsultation. Die Bewertung der Wechselwirkungen beider 
Gesetze war daher nur eingeschränkt möglich. Zukünftig sollten solche eng verflochtenen Ge-
setze zeitgleich zur Konsultation gestellt werden.  
  

2. §22a Neuer Standard kleine Wärmeplanung   
Zur Entlastung kleinerer Kommunen soll als neuer Standard die kleine Wärmeplanung eingeführt 
werden. Auch wenn wir den Wunsch nach Entlastung grundsätzlich nachvollziehen können, lehnen 
wir die Einführung der kleinen Wärmeplanung aus nachfolgend aufgeführten Gründen ab und schla-
gen stattdessen eine Anpassung in §14 vor.  
  

• Die Wärmeplanung soll die Entwicklung der Wärmeversorgung in Richtung Klimaneutralität 
steuern. Sie soll zum einen den Hauseigentümer:innen Hilfestellung bei der Heizungswahl 
geben, aber auch den Kommunen deutlich machen, wo Handlungsbedarf besteht, z.B. in 
Hinblick auf notwendige Infrastruktur. Um die Steuerungswirkung zu entfalten, braucht es 
Kenntnis über die aktuelle Wärmeversorgung und die bestehenden Potentiale für Alternati-
ven. Die kleine Wärmeplanung schafft aber im Prinzip jegliche Datenaufnahme ab, der Wär-
meplan ist nun das Ergebnis einer pauschalen Festlegung (alles ist dezentrales Gebiet), er-
gänzt von Prüfgebieten für Wasserstoff, Biomethan, Wärmenetze, deren tatsächliche Eig-
nung erst im Nachgang näher untersucht werden soll. Es besteht die Gefahr, dass sich die 
Kommunen, die die kleine Wärmeplanung wählen, nur oberflächlich mit der 
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Wärmeversorgung auseinandersetzen und das Wissen und die notwendigen Strukturen, 
die am Ende auch für die Umsetzung der Wärmepläne notwendig sind, nicht aufbauen.  

• Mit der kleinen Wärmeplanung werden die bei der herkömmlichen Wärmeplanung beste-
henden Schutzmechanismen ausgehebelt, die eine unkontrollierte und überdimensionierte 
Ausweisung von zentralen Versorgungsgebieten – insbesondere von Wasserstoff- und Bio-
methannetzen – verhindern sollen (z.B. Potentialanalyse nach §15, Wirtschaftlichkeitsver-
gleiche nach §18, Abgleich mit den Plänen der Gasnetzbetreiber nach §28, Meldung des für 
das Zieljahr erwarteten Bedarfs an grünem Methan an die nach Landesrecht zuständige 
Stelle nach §28).  

• Der Blick auf die Energieeffizienz fällt weg, da §18 nicht gilt. Dieser gibt aber unter (5) vor, 
dass Teilgebiete mit erhöhtem Energieeinsparpotenzial darzustellen sind.  

• Die “vertiefte Untersuchung” der Prüfgebiete der kleinen Wärmeplanung, die im Nachgang 
erfolgen soll, wird nicht näher definiert. Was wird hier vertieft untersucht und nach welchen 
Kriterien erfolgt eine Bewertung? Ohne eine Klarstellung wird auch die “vertiefte Untersu-
chung” kein valides Ergebnis liefern.  

  
Vorschlag: Anpassung §14 statt kleiner Wärmeplanung  
Nach §14(4) kann für Gebiete, in denen sich eine dezentrale Versorgung aufdrängt, weil ein Wärme- 
oder Wasserstoffnetz mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann, schon jetzt eine 
verkürzte Wärmeplanung erfolgen. Kommunen, die hohe Anteile von dezentral zu versorgenden 
Gebieten aufweisen, profitieren schon jetzt von einer Planungsentlastung für den größten Teil ihrer 
Gebiete. Für eine weitere Entlastung kleiner Kommunen könnte folgende Änderung aufgenommen 
werden:  
  

• In Kommen < 15.000 Einwohner sind alle Gebiete standardmäßig als Gebiet für die dezent-
rale Wärmeversorgung einzuteilen. Davon abweichend können Gebiete für die Versor-
gung mit einem Wärmenetz ausgewiesen werden, sofern sich das Gebiet mit hoher Wahr-
scheinlichkeit besser für die zentrale Versorgung eignet als für eine dezentrale Versorgung. 
Diese Gebiete sind entsprechend der im WPG bestehenden Kriterien für eine zentrale Ver-
sorgung auszuweisen.   

  
Statt eine kleine Wärmeplanung einzuführen, die methodisch massiv von den anderen Wärmepla-
nungs-Wegen abweicht, könnte durch diese Umkehrung der Begründungslogik in §14 eine deutli-
che Erleichterung für Kommunen < 15.000 Einwohner erreicht werden. Gleichzeitig werden nur Ge-
biete für eine zentrale Versorgung ausgewiesen, die ausreichend geprüft wurden und mit einer aus-
reichenden Wahrscheinlichkeit als geeignet identifiziert wurden.  
   
   

3. Ausweisung von Prüfgebieten für Wasserstoffnetze und grünes Methan  
Durch die “kleine Wärmeplanung” ermöglicht der Entwurf die beschleunigte Ausweisung von Prüf-
gebieten für Wasserstoffnetze sowie für Netze für die Versorgung mit “grünem Methan”. Dafür ist 
ausreichend, dass die planungsverantwortliche Stelle davon „ausgeht und begründet“, dass die 
Wärmeversorgung leitungsgebunden mit grünem Methan oder Wasserstoff wirtschaftlich sei. Dies 
soll durch eine “Plausibilitätsabschätzung” ohne “abschließende Bewertung” durchgeführt wer-
den.  
  
In einer Zeit in der die wirtschaftliche sowie systemdienliche Transformation der Gasnetze eine zent-
rale Rolle spielt, ist es kontraproduktiv, diese Ausweisungen beschleunigt und ohne eingehende 
Prüfung durchzuführen. Vielmehr müssen Regelungen verschärft werden, welche die Plausibilität 
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und Wirtschaftlichkeit der Umbauziele sicherstellen (Vorschlag unten). Gasnetzbetreiber so-
wie Endkund*innen benötigen Planungssicherheit. Eine verfrühte Ausweisung als Prüfgebiet 
kann dazu führen, dass Verbraucher*innen fehlgeleitet Gasheizungen einbauen, ohne dass ausrei-
chend Potenzial von erneuerbarem Gas in der Region vorhanden sind.  Wir schlagen folgende An-
passungen/Ergänzungen vor:  
  

• Anpassung §22 a 
Sollte die kleine Wärmeplanung Bestand haben, sollten zur Vermeidung von Lock-in-Effekten im 
Gasnetz § 22a (3) und (4) gestrichen werden.  

  
• Definition Wasserstoffnetz und Netz für grünes Methan  
Bisher fehlen rechtlich belastbare Definitionen für Wasserstoff- und Biomethan-Gebiete. Um die 
Zielmarke von 100 % Klimaneutralität bis 2045 zu garantieren, muss der Gesetzgeber diese Ge-
bietskategorien sowie deren Transformationspfade im Gesetzestext konkretisieren.   

  

4. Ambitioniertere Anforderungen für Gebiete mit Wasserstoffnetz und Netz 
für grünes Methan  

 
Sowohl für die Prüfgebiete der kleinen Wärmeplanung als auch für gasversorgte Gebiete aus den 
sonstigen Planungsregimen des WPG braucht es künftig ambitioniertere Anforderungen, um Fehl-
investitionen in teure, nicht bedienbare Gas-Infrastrukturen zu verhindern und Hauseigentümer*in-
nen verlässliche Infrastrukturen zu bieten.  
 
Wasserstoff und grünes Biomethan sind knappe Ressourcen, die nur in Ausnahmefällen für die Wär-
meversorgung von Gebäuden geeignet sind. Um zu verhindern, dass solche Netze geplant, aber am 
Ende nicht realisiert bzw. nicht zu 100% auf klimaneutralen Brennstoff umgestellt werden können, 
braucht es hier eine enge Verknüpfung mit den Gas-Verteilnetzplanungen (VPN) der Gasverteilnetz-
betreiber. Um dies zu gewährleisten, schlagen wie die Einführung einer vertieften Prüfung bevor, 
bevor Gebiete mit Wasserstoff- oder Grünes-Methan-Versorgung ausgewiesen werden. Dies dient 
der Sicherstellung der Klimaziele und dem Schutz der Gebäudeeigentümer*innen vor Fehlinvestiti-
onen in eine Heiztechnologie, die am Ende keine Klimaneutralität ermöglicht.  
  

• Eine Ausweisung als Wasserstoffnetzausbaugebiet oder Gebiet für die Versorgung mit grü-
nem Methan darf nur dann erfolgen, wenn gesichert ist, dass das Netz spätestens bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 2044 vollständig mit Wasserstoff bzw. grünem Methan versorgt 
werden wird. Eine bilanzielle Anrechnung ist nicht möglich. Die Betreiber des Gasverteiler-
netzes und die nach Landesrecht für die Wärmeplanung zuständige Stelle müssen vor der 
Ausweisung des Gebietes im Wärmeplan einen einvernehmlichen, mit Zwischenzielen ver-
sehenen, verbindlichen Fahrplan für die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2044 zu vollen-
dende Umstellung der Netzinfrastruktur auf die vollständige Versorgung der Anschlussneh-
mer mit Wasserstoff bzw. Grünem Methan beschlossen und veröffentlicht haben.  

• Bis zum 31.12.2040 muss geprüft werden, ob der Fahrplan einzuhalten ist. Wenn nicht plau-
sibel gezeigt werden kann, dass bis zum 1.1.2045 eine Klimaneutrale Versorgung sicherge-
stellt werden kann, muss das jeweilige Netz spätestens zum 31.12.2044 stillgelegt werden.  

 
   
  
  



 
Seite - 4 - des Schreibens vom 06.05.2026 

 
 

5. § 32 Verpflichtung zur Erstellung von Wärmenetzausbau- und -dekarbonisie-
rungsfahrplänen  

  
Wir lehnen die in § 32 neu aufgenommene Ergänzung ab, da sie eine unabhängige Kontrolle 
der Dekarbonisierungsfahrpläne verhindert.  
  
Wie gehabt gilt nach §32 (1) Satz 2 die Anforderung: Der Wärmenetzausbau- und -  
dekarbonisierungsfahrplan muss den in Anlage 3 bestimmten Anforderungen entsprechen.   
  
Allerdings wird danach neu eingeführt: Die Anforderung nach Satz 2 gilt  
als erfüllt, wenn der Wärmenetzbetreiber für das Wärmenetz eine Bescheinigung  
eines vom AGFW – Der Energieeffizienzverband für Wärme, Kälte und KWK e.V.  
nach Arbeitsblatt FW 611 zertifizierten Gutachters vorlegt, in dem auf Grundlage  
des Arbeitsblatts FW 317 des AGFW e.V. die Einhaltung der Anforderungen  
nach Anlage 3 schriftlich bestätigt wird.  
  
Hier wird der Fernwärme-Branche gestattet, sich selbst zu kontrollieren.   
Es kann nicht sein, dass die Branche ihre eigenen Merkblätter erstellt, eigenen Gutachter ausbildet 
und diese dann die Einhaltung von Gesetzen überprüfen. Die Vollzugsbehörden müssen in die Lage 
versetzt werden, die Kontrollen zu übernehmen. Anderenfalls ist eine unabhängige Kontrolle nicht 
gewährleistet.  
 
Mit einer Veröffentlichung der Stellungnahme erklären wir uns einverstanden. 
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